
Seeger, Berichterstatter des Innenausschusses:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Innenausschuß empfiehlt der Volkskammer, das Gesetz 
über die Arbeitsrechtsverhältnisse im öffentlichen Dienst und 
die Ausschreibung von Arbeitsstellen für leitende Bedienstete 
nicht zu bestätigen.

Begründung: Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am
20. Juli 1990 die Bearbeitung des Gesetzentwurfes über die Ar
beitsrechtsverhältnisse im öffentlichen Dienst eingestellt. In 
Übereinstimmung mit einer Empfehlung des Rechtsausschus
ses vom 11. Juli 1990 sieht der Innenausschuß keinen gesetzge
berischen Handlungsbedarf im Sinne des vorliegenden Gesetz
entwurfes. Handlungsbedarf ja, aber in der Form, und da sind 
wir mit dem Rechtsausschuß einer Meinung, daß die bereits vor
handenen Gesetze, das vorhandene Recht, z. B. das Arbeitsge
setzbuch, konsequent angewandt werden.

Des weiteren gibt es ein Urteil des Obersten Gerichts, wonach 
Personen auch wegen moralischer Bedenken abgelehnt werden 
können.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke schön. Ja, bitte schön, zur Geschäftsordnung.

Br. Bechstein (CDU/DA):

Wir haben einen Änderungsantrag zu dieser Beschlußempfeh
lung eingebracht. Er liegt Ihnen vor, und ich möchte diesen An
trag gern vortragen und begründen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Das ist richtig, er liegt vor, und ich erteile Ihnen das Wort.

Dr. Bechstein für die Fraktion CDU/DA:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordneten! Ich 
möchte Ihnen einen Ergänzungsantrag der Fraktion CDU/DA 
vortragen. Wir sind der Meinung, daß Handlungsbedarf besteht, 
und möchten Ihnen den Vorschlag machen, daß dieser Gesetz
entwurf, zwar nicht in der Form, wie er vorgeschlagen worden 
ist, gültig wird, daß aber wesentliche Intentionen übernommen 
werden.

Die Fraktion CDU/DA beantragt die Rücküberweisung der 
_^/ucksache Nr. 78 an den Innenausschuß mit folgender Maßga
be:

Das Anliegen des Gesetzentwurfes in der Drucksache Nr. 78 ist 
in einem Beschluß zu formulieren, der dem gegenwärtigen 
Handlungsbedarf entspricht und folgenden Inhalt haben soll:

Nachfolgend genannten Leitern im Öffentlichen Dienst und 
der Volkspolizei ist mit Wirkung zum 30.9. 1990 das Arbeits
rechtsverhältnis zu kündigen: den Leitern der Arbeitsämter und 
den Leitern der Nebenstellen der Arbeitsämter, den Leitern der 
Finanzämter in den Landräten und den Amtsleitern der Volkspo
lizei in den Kreisen. Diese Stellen sind auszuschreiben und per
1.10.1990 im Ergebnis dieser Ausschreibung neu zu besetzen.

Ich möchte diesen Beschlußvorschlag begründen: Eine Neu
besetzung der Finanz- und Arbeitsämter ist - Sie wissen das alle 
- auf Beschluß der Modrow-Regierung unter der Regie der Räte 
der Bezirke erfolgt. Zum überwiegenden Teil - und wir bekom
men täglich Post von unseren Bürgern - wurden diese Stellen 
durch „bewährte Genossen“ besetzt. Damit wurden bereits vor 
Durchführung der Kommunalwahlen Tatsachen geschaffen, an 
denen man jetzt nicht mehr vorbei kann. Es besteht wohl kein 
Zweifel über die Bedeutung der Arbeitsämter in der gegenwärti
gen Zeit. Es ist Arbeitnehmern, die wegen ihrer Aktivitäten für 
die Wende, wegen ihres Eintretens für die Bildung von Betriebs

räten oder wegen ihres Votums gegen den Fortbestand der Herr
schaft des alten SED-Regimes in den Betrieben auf die Straße 
gesetzt wurden, nicht zuzumuten, nun auch in den Arbeitsäm
tern stadt- und kreisbekannte Mitglieder von SED-Kreisleitun- 
gen, ehemalige Kaderchefs oder andere Genossen als Leiter vor
zufinden.

(Beifall bei CDU/DA und der F.D.P.)

Es ist auch zu bedenken, daß der Leiter eines Arbeitsamtes 
maßgeblichen Einfluß auf die Besetzung sämtlicher Stellen in 
diesem Amt hat und sich hier erneut Verhältnisse aufbauen kön
nen, die wir im Interesse unserer Bürger einfach nicht zulassen 
dürfen.

(Beifall bei CDU/DA)

Die Finanzämter als Schlüsselstellen der Staatsverwaltung 
sind in ihrer Bedeutung wohl unumstritten. Diese sensiblen Ver
waltungsstellen erfordern Leiter von hoher Verantwortlichkeit 
und von zweifelsfreier demokratischer Loyalität.

Die Frage der Neubesetzung der Amtsleiter der Volkspolizei 
ist nach unserer Ansicht eine Frage der Demokratie. Es kann 
nicht sein, daß jene Amtsleiter, die jahrzehntelang zur treuen 
Zusammenarbeit mit der Staatssicherheit bereit und verpflich
tet waren,die die Zuführungen und Verhaftungen politischer 
Gegner vor und während der Wende veranlaßt haben, jetzt noch 
als oberste Polizeichefs in den Kreisen eines neuen, demokrati
schen Rechtsstaates im Amt verbleiben.

(Beifall bei CDU/DA, F.D.P. und SPD)

Meine Damen und Herren! Wir haben nur noch wenige Wo
chen Zeit, die Verhältnisse in unserem Lande selbständig zu ord
nen, bevor wir in die Einheit Deutschlands eintreten. Ich bitte 
Sie, nutzen wir diese Zeit auch im Sinne dieses Antrages. Danke 
schön.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke schön. Es gibt Wortmeldungen. Gestatten Sie diese An
fragen?

(Dr. Bechstein, CDU/DA: Bitte schön.)

M a t z a t (Bündnis 90/Grüne):

Zunächst danke ich Ihnen ausdrücklich für diese Änderungs
vorlage. Das, was Sie darin inhaltlich ansprechen, kann ich voll 
mittragen, und aus der Erfahrung vor Ort ist deutlich, daß genau 
diese Dinge ein großes Problem darstellen. Ich bitte um eine Prä
zisierung. Es geht nicht nur um die Arbeitsämter, sondern auch 
um die Leiter der Arbeitsamtnebenstellen, weil nicht in allen 
Kreisen Arbeitsämter gegründet worden sind und oftmals die al
ten Mitglieder der Räte der Kreise die Arbeitsämternebenstellen 
leiten. Schließen Sie sich dieser Meinung an?

Dr. Bechstein (CDU/DA):

Ich habe vielleicht zu schnell gesprochen. Ich möchte noch 
einmal diesen Passus vortragen. Wir fordern also, daß den Lei
tern der Arbeitsämter und den Leitern der Nebenstellen der Ar
beitsämter gekündigt wird. Richtig so? - Gut.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA und DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke schön.

Meine Damen und Herren! Obwohl Sie diese Vorlage nicht 
vorliegen haben, ist die Begründung verstanden worden, und ich
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